Amts Blatt 
der Königlichen Regierung zu Marienwerder 
Nro. 3. Marienwerber, ven 16. Januar 55 1867. 


Das 63ſte, 64ſte, 65ſte und 66ſte Stück der Geſetzſammlung pro 1866 enthält unter: 


Nro. 6472. den Allerhöchſten Erlaß vom 5. November 1886, betreffend die Verleitzung der fiskaliſchen 
Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung ber Chauſſeen: 1) von Carthaus im gleichnami⸗ 
pen Kreiſe des Regierungsbezirks Danzig über Przewos;, Sullenezyn und Parchau bis zur 
Bütower Kreisgrenze bei Jamen in der Richtung auf Bütow, 2) von Zuckau, an der Car⸗ 
thaus⸗ Danziger Staatsſtraße, über Bortſch, Eggershütte und Drosdowen bis zur Berenter 
Kreisgrenze bei Klobotezyn in der Richtung auf Berent, und 3) von Pomleczyn, an der Neu⸗ 
ſtädter Kreisgrenze, über Hoppen, Seefeld, Pempau nach Groß⸗Leeſen an der Danzig⸗Car⸗ 

„ An raid 7 f 
0. 6473. das Prisilegium wegen Ansfertigung auf den Jußaber lautend is a r. 

* thauſer Kreiſes im Betrage von 150,000 Thale n gem aa 1860 Bae e 

Nero. 6474. den Allerhöchſten Erlaß vom 5. November 1866, betreffend die Verleihung ber ſiskaliſchen 
Vorrechte an die Kreiſe Lützen und Oletzko im Regierungsbezirk Gumbinnen für den Bau und 
die Unterhaltung der CYauffeen im Lötzener und Lycker Kreiſe: 1) von Widminnen über Me⸗ 
uchowken, Groß⸗Gablick, Pietraſchen kis zur Oletzkoer Kreiagrenze bei Weſſolowen, 2) von 
Rhein über Juſtusberg, Bartlidshöfchen und Grünwalde bis zur Sensburger Kreisgrenze in 

der Nichtung auf Nicolaiken; 

Nrn. 6475. das Privileginen wegen Ausfertioung auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obligationen des Lö⸗ 
f tzener Kreiſes im Betrage von 95,000 Thalern, II. Emiſſien, vom 5. November 1866; 
Nro. 6476. die Virordnung, betreffend die Amortiſation aus vormals Hannoverſchen Kaſſen fortgeſchaff⸗ 

ter Werthropiere und die Cinſtellung der Zinſen⸗ und Kapitalzehlung auf dergleichen Papiere, 


vom 10. Dezember 1866; 

Nro. 6477. die e Ktefer die Einführung der beiten erſten Theile des Strofgeſetzbuches für 
die Preußiſchen Staaten und des Geſetzes vom 25. April 1853, betrefferd die Kompetenz des 
Kammergerichts zur Unter ſuchung und Entſcheidung wegen der Staats verbrechen und das Das 
bei zu beobachtende Verfahren, iu das Gebiet der ehemaligen freien Stadt Frankſurt, vom 
12. Dezember 1866; 

Nro. 6478. die Verordnung, betreffend die Aufhebung der Vorſchriften des im Geblete der ehemaligen 
frelen Stadt Frankfurt geltenden bürgerli hen Rechts über den in der Appellations⸗Inſtanz 
zuläffigen Antrag der Parteien auf Altenverſendung Bebufs Abfaſſung der Entſcheidung und 
über das gegen Eaiſcheidungen der zweiten Juſtanz zuläſſige Rechtsmittel der Aktenderſendung 
in Kraft der Rente, vom 12. Dezember 1866; g 

Nro. 6479. den Allerböchſten Erlaß vom 12. November 1866, betreffend die Modifikallon des der Stabt 
Demmin unter dem 14. Mai 1866 ertheilten Privilegiums zur Ausgabe auf den Inhaber 
lautender Obligationen; 

Nro, 6480. den Allerhöchſten Erlaß vom 27. November 1866, betreffend die Regelung der Militair⸗ 
Rechtspflege ꝛc. in den neuerworbenen Landestheilen; 

Nro. 6481. die Bekanntmachung über den Beitritt des Kantons Thurgau zu der von Preußen mit meh⸗ 

reren Kantonen der Schwe abgeſchloſſenen Ueberelnkurft wegen der Koſten der Verpflegung 

von erkrankten Angehörigen der kontrabirenden Theile, vom 13. Dezember 1866; 

Neo. 6482, die Verordnung, betreffend das Verfahren in den, der Zuftändigkeit des Ober⸗Tribnnals 

ni Ausgegeben in Marienwerder den 17. Januar 1867. b 


== 20 = 


umterliegenden Civilſachen ans dem Gebiete der ehemaligen freien Stadt Frankfurt, vom 19, 
Dezember 1866; 2 
Nro. 6483, die Verordnung, betreffend die Einfübrung der Bank⸗Ordnung vom 5. Oktober 1846 und 
des Geſetzes wegen Abänderung und Ergänzung einiger Beſtimmungen de ſelben vom 7. Mai 
1856 in dem Gebiete des vormaligen Königreichs Hannover, des Herzogthums Naſſau und 
der vormaligen freien Stadt Frankfurt, vom 16. Dezember 1866. ir 


Recht und Pflicht bei den Wahlen zum Reichstage. 1 

Am 12. Februar ſollen in ganz Preußen, ebenſo wie in allen Staaten des Norddeutſchen Bundes, 
die Wahlen zum Reichstage ſtattfladen. Noch niemals war das Volk zu einer ſo wichtigen Aufgabe be⸗ 
rufen: möge daher jeder ſein Recht und ſeine Pflicht in der Sache recht ernſt bedenken und wahrnehmen! 

Es handelt ſich darum, mit unſerer Regierung dahin zuſammen zu wirken, daß 
der alte Wunſch, der bisher meiſt nur als ein Traum erſchlen, der Wunſch und das 
Verlangen des deutſchen Volkes nach Einheit endlich in Erfüllung gehe, daß ein feſtes 
und ſicheres Band zunächſt dreißig Millionen Norddeutſche unter Preußens Führung 
vereinige, daß aber dieſer Norddeutſche Bund auch den Anhalt biete, um demnächſt 
ein weiteres Band um alle deutſchen Staaten zu ſchlingen. 
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führen. — Jeder Einzelne hat bei den diesmaligen Wahlen weit mehr Grund, ſein g hochzuhalten, 
als in früheren Fällen, nicht blos weil es ſich dabei um fo Großes und Wichtiges age ſondern auch 
ft. 


Die Wahlen zum Reichstage find birecte, unmittelbare Wahlen, weit verſchieden von den bis⸗ 
rigen indireeten Wahlen. — Während bisher der Urwähler nur einen Wablmann wählte, das 
eißt einen Vertrauensmann, dem er ſein Recht für die Wahl des Abgeordneten gänzlich übertrug, — iſt 

letzt erer Urwähler berufen, unmittelbar dem Manne feine Stimme 3 geben, den er ale 


hinterher eine ganz andere Wahl getroffen hat, als im Sinne vieler feiner Urwäßler gelegen hatte; — 


Regierung Hinderniſſe bereitet. — Jeder muß ſich ſagen, daß es vielleicht grade von ſeiner Stimme 
abhängt, ob die Wahl für oder wider die Politik des Königs, für oder wider die Durchführung des ſo 
glorreich begonnenen deutſchen Werte ausfällt. — Je größer und hedeutſamer hiernach das Recht jedes 
Wählers ift deſto höher und ernſter wird er auch von feiner Pflicht denken. j 

Der König hat ein fo großes, bisher nech niemals geübtes Recht mit vollem Vertrauen in die 
Hand 1 — Bolkes gelegt, — nicht etwa in der Stunde der Noth und Bedrängniß, ſondern auf der 
Höhe feiner Macht und ſeines Nuhmes: er will ſein ganzes Volk betheiligen an der großartigen Schö⸗ 
Pfung deutſcher Einigkeit, indem er ſich von Herzen einig weiß mit ſeinem Volke und in dem Bewußtſein, 
daß die Einheit zwiſchen Fürft und Volk Preußen von Stufe zu Stufe erhoben und groß gemacht hat. 

Das volle Vertrauen des Königs zu ſeinem Volke bekundet ſich auch darin, daß die Abſtimmung 
des Einzelnen nicht laut und öffentlich, ſondern durch ſtille Abgabe eines verdeckten Stimmzet⸗ 
tels geſchehen ſoll. Das Gehelmniß ſoll die völlig freie Entſchließung des Einzelnen ſchützen, keine Men⸗ 
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ſchenfurcht dieſelbe beeinträchtigen: Jeder ſoll nur Gott und feinem Gewiſſen für ſeine Abſtimmung vers 
antwortlich fein. — Die ſem unbegrenzten Vertrauen des Königs wird die Hing ebung ſei⸗ 
nes Volkes entſprechen: das ehrervolle Recht, welches dem Kleinſten wie dem Höchſten, dem Aerm⸗ 
ſten wie dem Reichſten ganz gleichmäßig zugetheilt iſt, wird in Allen das Bewußtſein beleben, was Preu⸗ 
Ben feinem Fürſtenhauſe, was es neuerdings feinem Könige zu danken hat, und daß es feinen Dank nur 
durch die herzliche Erwiederung des Königlichen Vertrauens, durch die volle Unterſtützung der Königlichen 
Beſtrebungen bewähren kann. — Es kann ja in der That kein Zweifel darüber obwalten, daß das ge⸗ 
farımte preußiſche Volk den König und feinen erſten Miniſter Graf Bismarck wirklich zu unterſtützen 
geſonnen iſt, damit die Früchte deſſen, was mit dem Blute unſerer Brüder und Sögne und durch die 
thatkräftige und geſchickte Politik der Reglerung errungen iſt, auch vollauf geſichert werde. Der Wille 
und die Abficht der Wähler werden gewiß überall darauf gerichtet fein, ſolche Männer in den Reichstag 
zu wählen, von denen eine Förderung des Königs und feiner Räthe zu erwarten iſt. Aber je beſtimm⸗ 
ter die Wähler dies beabſichtigen, deſto mehr mögen fie auf ihrer Hut fein, daß fie 
nicht vielleicht wider ihren Willen Leute wählen, die der Regierung des Königs auf 
dem Reichstage neue Schwierigkeiten bereiten. 

Niemand von denen, die ſich um eine Wahl bewerben, wird es freilich wagen, grade heraus zu 
erklären, daß er dem Könige und dem Miniſter⸗Präſidenten Grafen Bismarck entgegentreten wolle; denn 
Perſonen, die ſolche Abſichten äußerten, würden bei der jetzigen Stimmung des Vockes gar keine Ausſicht 
haben, gewählt zu werden. — Aber ſchon jetzt treten einzelne der früheren Gegner der Königlichen Politik 
mit der Verſicherunz hervor, daß ſie zwar die Regierung in ihren Plänen für Deutſchland unterſtützen, 
aber ihrerſeits noch weit mehr erreichen wollen, als die Reglerung. Die Einen ſagen: fie wollten da» 
für ſorgen, daß von vorn herein nicht blos ganz Norddeutſchland, ſondern alsbald auch die ſüddeutſchen 
Staaten mit Preußen geeinigt würden, — Audere wieder verſichern, fie würden nicht dlos für die Ein⸗ 
heit, ſondern zugleich auch für die Freiheit ſorgen. — Das preußiſche Volk aber wird ſich erinnern, daß 
eben ſolche Reden ſchon ſeit Jahren ertlungen find, daß aber Alles, was Preußen bereits errun⸗ 
gen hat, nut erreicht werden konnte, indem der König zum Heile Preußens auf die 
Rathſchläge jener Männer nicht hörte. Hätte unſere Regierung ausgeführt, was dieſe dringend 
verlangten, jo hätte Preußen weder Schleswig⸗Holſtein noch die anderen neuen Provinzen gewonnen und 
in Frankfurt fäße Sue ſicher noch der Bundestag unter Oefterreichs Leitung, ſtatt daß jetzt in Folge der 
kräftigen Thaten unſerer Regierung ein neuer deutſcher Bund unter dem König von Preußen hoffuungs⸗ 
voll erſtehen ſoll. as aber die Freiheit betrifft, ſo wird unſer Volk der jüngſten Wochen gedenken, wo 
unſer König, als er fiegreich und ruhmgekrönt heimkehrte, keine eiligere Sorge hatte, als vollen Frieden 
mit feinem Volke zu machen und die Rechte und Freiheiten deſſelben von Neuem ſicherzuſtellen. 

Der König und’ feine Räthe bedürfen keines Antriebes von außen, weder um die Macht, noch um 
die Freiheit des Volkes zu wahren: die Wahlen ſelber in ihrer völlig ſchrankenloſen Freiheit find der 
befte Beweis, daß unſere Megierung die Mitwirkung eines freien Volkes für die Ziele Preußens und 
Deutſchlands zu würdigen weiß. — So möge denn Keiner, der unſern König auf feinen Wegen fördern 
will, fich durch trügeriſche Vorſpiegelungen beirren laſſen. 

„Das große Werk, das unſere Regierung durchzuführen im Begriffe ſteht, kann nur gelingen, 
„wenn die Vertreter des preußiſchen Volkes im Reichstage entſchieden und rückhaltlos für die Pläne der 
„Königs einftehen. — Bei den Wählern wird es ftchen, nur ſolche Bertreter in den Reichstag zu ſenden, 
„bie hierzu feſt entſchloſſen find. — Während die unbeding: freie Wahl des Volkes geſichert iſt, wird da⸗ 
„für zu forgen fein, daß diejenigen, welche eine Wahl im Sinne des Königs zu treffen beabsichtigen, nir⸗ 
„gends darüber im Zweifel gelaſſen werden, von welchen unter den Männern, die fich um die Wahl be⸗ 
„werben, in Wahrheit eine Unterftiigung der Königlichen Abſichten zu heſſen ift. 

„Mit Zuverſicht darf die Regierung des Königs erwarten, daß das Volk ſeine Liebe und fein Ver⸗ 
„trauen zu Sr. Majeſtät bei den Wahlen von Neuem kräftig bethätigen werde.“ 


Verordnungen und Bekanntmachungen der Ceutral⸗Behbrden. 3 

) Auf Grund der 88. 10. 14. und 15. des Wahlgeſetzes für den Reichstag des Norddeutſchen 
Bundes vom 15. Oktober 1866 und gemäß der 88. 2. und 9. des dazu ergangenen Reglements vom 30. 
Dezember 1866 ſetze ich für den ganzen Umfang des Staats den Tag, an welchem die Auslegung der 
Wählerliſten zu beginnen hat, 
— l auf den 15. Jauuar, 


und den Tag der Wahl 
auf den 12. Februar dieſes Jabres 

blerdurch feſt. Berlin, den 7. Januar 1867. Der Mimfter des Innern. gez. Graf zu Eulenburg. 

2) Für die Verſendung von gedruckten Sachen unter Band mit der Brlefpoſt fol vom 1. 
Januar 1867 ab innerhalb des Preußiſchen Poſtbezirks der Portoſatz von 4 Pfennigen, 
ſtatt für jedes Loth des Gewichts der Sendung, nach der Gewichts⸗Progreſſton von 2½ zu 2½ Loth 
inel. berechnet werden; danach ergeben ſich 
bie 2 ½ Loth einſchließlich 4 Pfennige, 
z über 2 ½ bis 5 E 5 8 „ 

„ 56 P) 


71 E 2 1 Sgr. — E 
* 7 757: E 10 E * 1 * 4 60 
10 12 ½ ens 7 
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„12 ½ 15 a 
Vorſtehendes wird auf Grund des §. 50. des Geſetzes über das Poſtweſen vom 5. Juni 1862 zur 
offentlichen Keantniß gebracht. — In den fonftigen in Betreff der Sendungen gedruckter Sachen unter 
Band geltenden Vorſchriſten tritt keine Aenderung ein. Berlin, den 22. Dezember 1866. 
Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. f 
Graf von Itzenplitz, 


Verordnungen und Bekanntmachungen der Provinzial Behörden, 


3) Wir bringen hierdurch zur öffentlichen Kenneniß, daß in Gemäßbeit des Wahlgeſetzes für den 
Reichstag des Norddeuſſchen Bendes vom 15. Oktober 1866 zu Wahlkemmiſſarien für die im hieſigen 
Regierungsbezirke gebildeten 8 Wahlkreiſe: 
1. die Kreiſe Stuhm und Marienwerder, der Landrath von Puſch zu Marienwerde 5 

u enberg, 


* 


2. Poſenberg und Löbau, der Regierungs⸗Aſſeſſor von Portattus z 

3. „ Graudenz und Strasburg, der Landratb Tichy zu Graudenz, 

4. „Thorn und Culm, der Landrath von Schröter zu Culm, 4 

5. ten Kreis Schwetz, der Obrr⸗Regierungs⸗Rath Wegener zu Schwetz, 

6. den Kreis Conitz, der Landrath von Beſſer zu Conik, 4 

7. die Kreiſe Schlechau und Flatow, der Lantraty von Weiher zu Flatow, 

8. den Kreis Dr. Crone, der Regierungs⸗Aſſeſſor don Brauchitſch zu Dt. Crone, 
von uns ernannt worden ſind. 

Marienwerder, den 9. Januar 1867. Königl. Regierung. Abtheliung des Innern. 

4) Ven dem Herrn Ober ⸗Präſidenten der Provinz If genehmigt worden, daß die nachſtehend 

aufgeführten n 


dem Chriftian Friedrich Wehner zugehörig von 2 Morg. — [IRih. 

2. des Geſchwiſtern Sprafke „ — 135 ⸗ 
3. dem Jehann Kollatz . . se ¶ 38 
4. - Brieviih Holznagel » „— 57 ½ 
5. Carl Redeske 5 2 4 £ 57 
6. Wilhelm Kuchenbecker . „ — 100 = 
7. „Carl Kuball . — 2 115 » 
8. „Friedrich Ruhn ke . eo. 6 123 

und 3 35 
9. Ferdinand Hackbarth . ven 1 „ 
10. * Auguft Albrecht 5 0 Pe 35 
11. Carl Südtke > „„ 
12. Gettlieb Südtke . 5. u 
13. Wilhelm Koglin 0 5 4 * 127 
14. * Johann Wehner „ . 2 * 115 0 
15. . Adolf Weile 8 . 2 52 

und 20 
16. Carl Friedrich Papen fuß ’ von 3 11 
17, Andreas Lehmann . 1 n 


18. dem Johann Schulz zugehörig von 3 Morzg. 49 [RE 
19. Friedrich Wehner . Pinne 
20. „Friedrich Auguſt Jahnke a ba enen 


aus dem Kommunal, Verbande der Herrſchaft Adl. Hammerftein ausſcheiden, und mit dem Kommunal- 
Verbande von Wehnershof, Kreiſes Schlochau, vereinigt worden; 

21. dem Johann Daniel Heldt zugehörig don 7 Morg. 130 [IRth. 

22. Acoilf Weile . e 1 
903 dem ee e von Wehnershof ausſcheiden und in den Gemeinde⸗Verband von Dickheff 

ertreten, un 

23. dem Johann Behrendt zugehörig von 8 Morg. — [I Rth. ’ 
aas dem Kemmunal⸗Verdande von Wehnershoff aus ſcheidet und mit dem Kommunal ⸗ Verbande der Herr⸗ 
ſchaft Adl. Hatnmerſtein vereinigt wird. 

Marienwerder, den 4. Januar 1867. Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 

5) Die für das Jahr 1867 erſchienene Arzneltaxe tritt mit dem 1. d. Mts. in Kraft. Wir brin⸗ 
gen dieſes Hiermit zur öffemlichen Kenntniß Behufs genauer Beachtung von Seiten der Herren Apotpeker, 
gleichz itig mit dem Beme ken, daß die neue Tape in allen Buchvanvlungen zu dem Preiſe von 10 Sgr. 
zu berieben ift. Marienwerder, den 5. Januar 1867. Königl. Regierung. Abtheil. des Innern. 

6) Internationaler Güterverkehr. e 
sr Die gr Polotzk und Witebsk der Dünavurg⸗Witebsker Eifenbahn treten mit dem 15. 

ebruar d. J. in 1 
i 1. den directen Oſtdeutſch⸗Ruſſiſchen Güterverkehr, 

2. den directen Oßtdeutſch⸗Sch'eſiſch⸗Ruſſiſchen Güterverkehr, 

3. den directen Ruſſiſch⸗Deu ſch⸗Niederländiſchen Gdterverkehr, 

4. den directen Hamburg⸗Ruſſiſchen Güterverkehr, 
als Verband ⸗ Stationen ein. — Die Tariſſätze für die Ruſſiſchen Babnſtrecken und die Lieferfriſten koa⸗ 
nen auf den Verband ⸗ Stationen Amſterdam, Rotterdam, Deng (Celn), Ruhrort, Dortmund, Emden, 
Leer, Bremerkafen, Geeſiemünde, Bremen, Harburg, Hamburg, Breslau, Waldenburg (für Flache), 
Stettin, Reidnitz (für Flachs), Görlitz, Berlin, Frankfurt a. O., Kceuz, Danzig, Elbing, Königsberg, 
Pillau und Juſterburg eingeſehen werden. 

Bromberg, den 4. Januar 1867. Königliche Direction der Oftbahn. 

7) Mit Bezug auf die Bekanntmachung vom 18. September 1861, betreffend die neue Einthei⸗ 
lung unſeres Bezirks in Bergreviere (Reg.⸗Amtsblatt 1861 Nro. 39. und 40.) bringen wir hierdurch zur 
offentlichen Kenntniß, daß die in der letzteren bezeichneten Redierbeamten in den ihnen daſelbſt überwie⸗ 
ſenen Bezirken die den Sachverſtändigen nach Vorſchrift des Regulatios vom 23. Auzuſt 1856 zur Aus⸗ 
führung des Geſetzes vom 7. Mai 1856 den Betrieb der Dampfkeſſel betreffenden (Geſ.⸗Samml. 1856 

295) obliegenden Funktionen auszuüben haben. An die Stelle des unter IX. a. a. O. bezeichneten 
Revirrbeamten ift der Berggeſchworne Rudolph Wiester in Waldenburg getreten. 
Breslau, den 19. Dezember 1866. Königliches Oberbergamt. 


Perſonal⸗ Chronik. 


8) Für das Jahr 1867 iſt die wiſſenſchaftliche Prüfungs⸗Kommiſſion zu Köuigsberg Seitens 
des Königlichen Minlſteriums der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗ Angelegenheiten in folgender 
ai zufainmengejegt: 1. Provinzial⸗Schulrath Dr. Schrader als Dirigent, 2. Prof. Dr. Richel ot, 
Pre , Dr. Werther, 4. Prof. Dr. Nitzſch, 5. Prof. Dr. Zaddach, 6. Prof. Dr. Schade, 7. 
8 of. Br. . Prof. Dr. Ueberweg, 9. Prof. Dr. Herbſt, 10. Prof. Dr. Thiel in Brauns⸗ 

als Mitglieder. 
el dem, aus der zu Graudenz beſtandenen Realſchule zweiter Ordnung neu organifirten ſtädtiſchen 
ih Un daſelbſt find nunmehr definitiv angeftelft worden: 1. Dr. Auguft Sa als Heat 
8 10 17 quäuft Lentz als erſter Oberlehrer, 3. Joh. tian Friedr. Röhl als zweiter Oberlegrer, 4. 
8 5 lerer * Gottl. Reinhold Kruſemark als dritter Oberlehrer, 5. Johann Guſtav Cuno als vierter 
Pe zur 6. Max Theodor Henning als erſter ordentlicher Lehrer, 7. Eduard Zander als Elemen⸗ 


Das Phyfikat it d 5 
in Baudsburg, derlei Schwetz ift dem Kreis⸗Wundarzt des Flatower Kreiſes, Dr. Ja cuſiel 
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Der Poſt⸗Expedlteur Theophil Glaß zu Gorzno ift zum Stadtkämmlerer daſelbſt auf die Dauer 
von 12 Jahren erwählt und als ſolcher beftätigt worden. — 
Der Geheime Juftiz⸗ und Appellatiensgericht⸗Rath Maudel zu Marienwerder iſt, unter Verlei⸗ 
hung des Rothen Adler⸗Ordens 3. Klaſſe mit der Schleife, in den Ruheſtand verſetzt worden. 
Bei dem Appellatiousgerichte zu Marienwerder find zu Appellationsgerichts⸗Räthen ernannt worden: 
1. der Stadtzerichts⸗Rath Kah aus Königsberg in Pr., 2. der Commerz⸗ und Admiralitäts⸗Rath Je⸗ 
bens aus Danzig. f 8 
Der Gerichts⸗Aſſeſſor Maske zu Schwetz iſt dem Kreisgerichte zu Conltz zur Beſchäftigung überwiesen. 
e Der Appellationsgerichts⸗Referendarius Rönſpieß zu Dt. Crone iſt zum Gerichts⸗Aſſeſſor ernannt 
worden. F 5 n ed 
Der Bote und Exekutor Chriſtoph Braun zu Thorn tft mit Penſion in den Ruheſtand verſetzt worden. 
Im Landrathskreiſe Culm iſt der Beſitzer Johann Grabowski zu Liſſewo als Schiedsmann für 
das Kirchſpiel Liſſewo wiedergewählt und beſtätigt worden. 
Im Landrathskreiſe Flatow iſt der Freiſchulzengutsbeſitzer Krauſe zu Illowo als Schiedsmann für 
den 10. Bezirk des Kreiſes Flatow wievergewählt und beſtätigt worden. 
Der Hauptamts⸗Aſſiſtent George zu Marienwerder iſt als Steuer⸗Einnehmer und Salzfaktor nach 
Zempelburg verſetzt und der Sergeant des Seebataillons Zewandowskti als Grenzaufſeher in Elgiszewo 
angeſtellt worden. — — 


Erledigte Schulſtellen. 


9) Die Schullehrerſtelle zu Kl. Trebis (Kreiſes Culm) wird zum 1. Jult v. J. erledigt. Lehrer 
evangeliſcher Confeſſion, welche ſich um dieſelbe bewerben wollen, haben ſich unter Einſen dung ihrer Zeug⸗ 
niſſe bei dem Königl. Kreis⸗Schulinſpector Herrn Pfarrer Tonſentius in Culm zu melden Die Kennt⸗ 
niß der polniſchen Sprache iſt erforderlich. 1 

Die Schullehrerſtelle zu Bielek (Kreiſes Thorn) iſt ſeit dem 1. Januar d. J. erlerigt. Lehrer evan⸗ 
geliſcher Confeſſton, welche ſich um dieſelbe bewerben wollen, haben ſich unter Einſendung ihrer Zeugntife 
ebl dem Königl. Kreis⸗Schulinſpector Herrn Superintendenten Markull zu Thorn zu melden. — Die 
Kermtuiß der polniſchen Sprache iſt erforderlich. - 
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Nedigirt im Bureau der Reöniglichen Regierung. Druck der Kante vſchen Hofbuchdruckerel. 


